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Gemeinden finanziell unter Wasser – Sauerstoff knapp 

Die Finanzlage der Gemeinden war in der zweiten Republik noch nie so ernst. 

Gemeindebund und Städtebund Kärnten zeichnen eine düstere Prognose. Die 

Pflichtausgaben sind bereits 2024 für einige Gemeinden nicht mehr stemmbar, 

massive Kürzung in allen Leistungsbereichen drohen. Die Gemeindepakete von 

Bund und Land schaffen Linderung, können das Problem jedoch nicht lösen. 

Aufgabenkritik und Staatsreform sind einzige nachhaltige Chance der 

Gemeinden. 

Angesichts der – weitestgehend unverschuldeten – Finanzproblematik der Kärntner 

Gemeinden luden Kärntner Gemeindebund und der Österreichische Städtebund, 

Landesgruppe Kärnten, zu einer Gemeinde- und Pressekonferenz nach Klagenfurt. Nach 

jahrelangen Hinweisen auf die problematische Entwicklung von Einnahmen und Ausgaben und 

das Problem verschleiernden Corona-Hilfen zeigt sich nun das wahre Ausmaß der 

Katastrophe. 

Finanzausgleich trägt Aufgaben der Gemeinden nicht Rechnung 

Ein Problembereich sei klar der jüngst abgeschlossene Finanzausgleich, stellt 1. 

Gemeindebund-Präsident Günther Vallant klar. „Der Aufgabenzuwachs der Gemeinden, die 

Kostensteigerungen und die Regierungssteuergeschenke auf Kosten der Städte und 

Gemeinden werden durch den aktuellen Finanzausgleich nicht berücksichtigt. Die Gemeinden 

bräuchten, um mittelfristig handlungsfähig zu bleiben 15 Prozent der gemeinschaftlichen 

Bundesabgaben, nicht die 11,8 Prozent, mit denen sie seit Jahrzehnten abgespeist werden.“ 

Auch bei einer Reform der Grundsteuer wurden die Gemeinden bereits seit zehn Jahren 

vertröstet und verlieren diese seit Ende der 1970er-Jahre an Einnahmen. 

Bundes-Paket bringt viel zu wenig Liquidität 

Der Bund hat zwar rechtzeitig vor der Nationalratswahl ein Gemeindepaket angekündigt. 

Dieses bestehe jedoch nur Hälfte nur aus einer Investitionsförderung, welche die meisten 

Gemeinden nicht abrufen können. „Was wir hier sehen, ist ein Paket, das den Gemeinden nur 

ein Fünftel der 2024 dringend benötigten Liquidität bringt, und das erst 2025. Der Rest bedarf 

entweder einer Kofinanzierung oder ist an die Übernahme neuer Aufgaben im Zusammenhang 

mit der Ausrollung der ID Austria geknüpft.“, so Städtebund Obmann Bgm. Günther Albel. 

„Gemeinden, die vor der Pleite stehen, können keine zusätzlichen Projekte erfinden. Das ist, 

als ob man einem Grippekranken ein Pflaster überreicht“, so Albel weiter. 

Zähe Gespräche mit dem Land 

Da das Land mit einer Nettoneuverschuldung von fast 400 Millionen Euro im Jahr 2024 auch 

keine leichte Ausgangslage aufweist, gestalteten sich die Verhandlungen mit dem Land mehr 

als schwierig. „Wir konnten mit einer Grundsatzeinigung im Dezember vorerst einen 

gemeinsamen Streik mit der Gewerkschaft abwenden, die erhoffte Entspannung mit den 



Rechnungsabschlüssen 2023 ist jedoch nicht eingetreten.“, so Vallant und Albel. Man sehe 

das Bemühen des Landes, etwas beizutragen, jedoch wird eine Rettung der Gemeindeebene 

intensive Bemühungen aller staatlichen Ebenen benötigen. 

Umfrage zeigt mögliche Konsequenzen  

Bis Mai konnten sich Gemeinden an einer Umfrage der Interessenvertretungen beteiligen. 93 

Gemeinden haben dabei ihre Notlage beschrieben. So dürften bereits in diesem Jahr erste 

Gemeinden zahlungsunfähig werden. Tritt dieser Fall ein, sind nur mehr unbedingt notwendige 

Pflichtausgaben zulässig und müsste es zu deutlichen Einschnitten bei freiwilligen Leistungen, 

bei Freizeitinfrastruktur, Kunst, Kultur und Vereinsleben geben würde, aber auch bei 

Betreuungs- und Versorgungsinfrastruktur kommen. Die Verzweiflung ist daran abzulesen, 

dass sogar über die Nicht-Nachbesetzung nach Pensionierungen nachgedacht wird, obwohl 

die Kärntner Gemeinden die geringste Personaldichte je 1.000 Einwohner aufweisen. 

Finanzlage in ganz Österreich schwierig – Kärnten ist jedoch Sonderfall  

Dass die Finanzlage der Gemeinden in allen Bundesländern schwieriger wird, bestätigt auch 

die Finanzexpertin des KDZ - Zentrum für Verwaltungsforschung. „Was sich jedoch zeigt, ist 

dass die Kärntner Gemeinden bei den Einnahmen unterdurchschnittlich und bei den 

Umlagenzahlungen an das Land überdurchschnittlich belastet sind.“ Ziemlich offensichtlich sei 

außerdem, dass die Kärntner Gemeinden weder bei der Verschuldung noch beim 

Personalaufwand negativ aufgefallen sind, sondern im Gegenteil, hier am Tabellenende 

rangieren. „Auffällig ist auch, dass die Kärntner Gemeinden im Bundesvergleich aufgrund der 

geringeren Finanzierungsspielräume deutlich weniger in der Lage sind, zu investieren.“ 

Angesprochen auf die notwendigen Maßnahmen sieht Mitterer klar die Notwendigkeit einer 

gesamtstaatlichen Reform der Aufgaben und Finanzströme, denn „auf Gemeindeebene allein 

kann ein Problem dieser Größenordnung nicht gelöst werden. Die Kofinanzierung wesentlicher 

Gesellschaftsfunktionen kann nicht auf den Gemeinden lasten, bei den Umlagen muss definitiv 

eine Entlastung kommen. Das, was die Gemeinden tun können, würde den Bürger:innen 

wehtun, aber wäre immer noch nicht ausreichend, selbst wenn wir von der Streichung von 

Ermessensausgaben, Investitionen und der Schließung von Infrastruktureinrichtungen 

sprechen. Ein Gebot der Stunde wäre es sicher, Leistungsangebote regional zu denken.“ 

Land kritisiert System und schnürt ein 52 Millionen-Gemeindepaket  

Kritik am Finanzausgleich und Finanzsystem übt auch Gemeindereferent LR Ing. Daniel 
Fellner: „Dass das System krankt, zeigt, dass man unmittelbar nach einem neuen 
Finanzausgleich ein Hilfspaket braucht. Langfristig kommt man nur weiter, wenn man sich der 
Wurzel des Problems stellt.“ Ebenso könne es nicht sein, dass man seit Jahrzehnten mit der 
Grundsteuer eine Haupteinnahmequelle der Gemeinden zur Bagatellsteuer verkommen lässt.  
Wenn man diese Probleme nicht angreift, gehe es nicht mehr um Beitragsfreiheit von 
Leistungen oder günstige Freibadeintritte, dann geht es ums nackte Überleben.  
 
„In Kombination mit bereits vereinbarten Hilfen in den Bereichen Verkehr und Bildung, einer 
Refundierung der Landesumlage idHv 10 Prozent und auch einer Liquiditätsspritze von 12 
Mio. EUR hat das Land seit Dezember 2023 ein Paket von 52 Mio. EUR geschnürt, um den 
Gemeinden zu helfen. Dennoch wird es nicht langfristig reichen, denn es ist der 
Finanzausgleich zu verhandeln. Hier gilt es, die gemeinsamen Anstrengungen zu fokussieren.“ 

 
Klagenfurt und Villach, am 25. Juni 2024 
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